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Mündlicher Beridit 

des Ausschusses für Reditswesen und Verfassungsrecht 
(23. Ausschuß) 

über den Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung von Straffreiheit 

- Nr. 251 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Dr. Oellers 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1 . den Entwurf eines Gesetzes über die Gewährung von Straf- 
freiheit — Nr. 251 der Drucksachen — in der aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung zu geneh- 
migen; 

2. die folgenden Anträge durch die Beschlußfassung zu 1 für er- 
ledigt zu erklären; 

a) Antrag der Fraktion des Zentrums vom 15. 9. 1949 betr. 
Erlaß eines Amnestiegesetzes aus Anlaß der Konstituierung 
der Bundesrepublik und ihrer Organe — Nr. 17 der Druck- 
sachen — , 

b) Antrag der Fraktion der WAV vom 20. 9. 1949 betr. Er- 
laß einer Amnestie — Nr. 26 der Drucksachen — , 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Richter, von Thadden, 
Dr. Mießner, Dr. Leuchtgens, Frommhold und Genossen 
vom 2 . 11 . 1949 betr. Amnestie — Nr. 192 der Druck- 
sachen — . 

Bonn, den 7 . Dezember 1949 

Der Ausschuß für Rechtswesen und Verfassungsrecht 
Dr. Arndt Dr. Oellers 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur» Bonn 
Alleln-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nietzschestr. 1 



Zusammenste llung 

des 

Entwurfs eines Gesetzes über die Gewährung 
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mit 

Beschlüssen des 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung von 
Straffreiheit 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Für Straftaten und Ordnungs- 
vfidrigkeiten, die vor dem 1 2 , 
September 1949 begangen sind, 
wird nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften Straffreiheit ge- 
währt. 

§ 2 

(1) Gefängnisstrafen bis 
zu sechs Monaten und 
Haftstrafen sowie Geld- 
strafenbis zu 2 500 Deut- 
sche Mark, auf die bei 
Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes allein oder ne- 
beneinanderrechtskräf- 
tig erkannt wo.rden war, 
werden erlassen, wenn die Frei- 
heitsstrafe noch nicht verbüßt 
oder die Geldstrafe noch nicht ge- 
zahlt worden ist. 

(2) Ferner werdenGe- 
f ä n g n i s s t r a f e n bis zu 
einem Jahr und Haft- 
strafen sowie Geldstra- 
fen bis zu öOOODeutsche 
Mark, auf die bei In- 
krafttreten dieses Ge- 
setzes wegen einer Zu- 
widerhandlung gegen 
die St r a fvorschriften 
der in den§§102undl03 
des Wirtschaftsstrafge- 
setzes(WiGB1.1 949,S. 193, 
20 1) genannten Gesetze 


Drucksachen - 

den 

23. Aussdiusses 


Besdilüsse des 23. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über die Gewährung von 
Straffreiheit 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Für Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten, die vor dem 15. 
September 1949 begangen sind, 
wird nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften Straffreiheit ge- 
währt. 

§ 2 

(1) Rechtskräftige Freiheitsstra- 
fen bis zu sechs Monaten und da- 
neben ausgesprochene Geldstrafen 
bis zu 5 000 Deutsche Mark sowie 
rechtskräftige Geldstrafen, bei 
denen die Ersatzfreiheitsstrafe 
nicht mehr als sechs Monate be- 
trägt, werden erlassen, soweit die 
Freiheitsstrafe noch nicht verbüßt 
oder die Geldstrafe noch nicht ge- 
zahlt worden ist. 


(2) Darüber hinaus'werden noch 
nicht verbüßte Gefängnisstrafen 
bis zu einem Jahr und daneben 
ausgesprochene, nicht gezahlte 
Geldstrafen bis zu 5 000 Deutsche 
Mark, auf die rechtskräftig er- 
kannt worden ist oder künftig er- 
kannt wird, erlassen unter der 
Bedingung, daß der Täter nidht 
binnen eines Zeitraumes von drei 
Jahren ein Verbrechen oder ein 
vorsätzliches Vergehen verübt. 
Dies gilt nicht, wenn der Täter 
aus Grausamkeit, aus ehrloser 
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Entwurf 

und Verordnungen, ge- 
gen das K o n t r o 1 1 r a t s g e - 
setz Nr. 50 sowie gegen 
die S t r a f V o r s c h r i f t e n 
zum Schutze der Bewirt- 
schaft ungs best immun- 
gen allein oder neben- 
einander rechtskräftig 
erkannt worden war, er- 
lassen, wenn die Frei- 
heitsstrafe noch nicht 
verbüßt oder die Geld- 
strafe noch nicht ge- 
zahlt worden ist. 

(3) Ist auf Jugendarrest rechts- 
kräftig erkannt worden, so wird 
der noch nicht verbüßte Arrest er- 
lassen. 

(4) Der Erlaß erstreckt sich auf 
Nebenstrafen, soweit sie noch 
nicht vollstreckt sind, auf gesetz- 
liche Nebenfolgen sowie auf rück- 
ständige Bußen, die, in die Staats- 
kasse fließen, und auf rückstän- 
dige Kosten. Ist auf Ein- 
ziehung, Abführung des 
Mehrerlöses, Verfalls- 
erklärung oder Un- 
brauchbarmachung so- 
wie auf Maßregeln der 
Sicherung und Besse- 
rung erkannt worden, 
so behält es dabei sein 
Bewende n. 

§ 3 

(1) Verfahren, die bei einem 
Gericht oder einer Staatsanwalt- 
schaft anhängig sind oder künftig 
anhängig werden, sind dort einzu- 
stellen, wenn eine Gefängnis- 
strafe bis zu sechs Monaten, 
eine Ha ft strafe oder 
eine Geldstrafe bis zu 
2500 Deutsche Mark al- 
lein oder nebeneinander zu er- 
warten ist. 


(2) Verfahren, die bei 
einem Gericht oder ei- 
ner Staatsanwaltschaft 
wegen einer Zuwider- 
handlung gegen die 
Strafvorschriften der in 
den § § 102 und 10 3 des 
Wirtschaftsstraf- 
gesetzes (W iGBl. 1949, S. 
193, 20 1) genannten Ge- 

setze und Verordnungen, 
gegen das Kontrollrats- 
gesetz Nr. 50 sowie ge- 
gen die Straf Vorschrif- 
ten zum Schutze der Be- 
wirtschafitungsbestim- 
mungen anhängig sind 
oder künftig anhängig 
werden, sind dort ein- 
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Gesinnung oder aus Gewinnsucht 
gehandelt hat. 


(3) Ist auf Jugendarrest rechts- 
kräftig erkannt worden, so wird 
der noch nicht verbüßte Arrest 
erlassen. 

(4) Der Erlaß erstreckt sich nur 
auf Nebenstrafen, soweit sie noch 
nicht vollstreckt sind, auf gesetz- 
liche Nebenfolgen sowie auf rück- 
ständige Bußen, die in die Staats- 
kasse fließen, und auf rückstän- 
dige Kosten. 


§ 3 

(1) Verfahren, die bei einem Ge- 
richt oder einer Staatsanwalt- 
schaft anhängig sind oder künftig 
anhängig werden, sind dort ein- 
zustellen, wenn eine Freiheits- 
strafe bis zu sechs Monaten allein 
oder in Verbindung mit einer 
Geldstrafe bis zu 5 000 Deutsche 
Mark oder eine Geldstrafe zu er- 
warten ist, bei der die Ersatz- 
freiheitsstrafe nicht mehr als 
sechs Monate beträgt. 
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Entwurf 
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zustellen, wenn eine Ge- 
fängnisstrafe bis zu ei- 
nem Jahr, eine Haft- 
strafe oder eine Geld- 
strafe bis zu 5000 Deut- 
sche Mark allein oder 
nebeneinander zu er- 
warten ist. 

(3) Verfahren, in denen auf Ju- 
gendarrest zu erkennen wäre, sind 
einzustellen. 

(4) Ungeachtet der Einstellung 
kann in einem selbständigen Ver- 
fahren über Einziehung, Abfüh- 
rung des Mehrerlöses, Verfalls- 
erklärung und Unbrauchbar- 
machung entschieden werden. Die 
§§ 430 bis 432 der Strafprozeß- 
ordnung sind anzuwenden. 


§ 4 

(1) Das Gericht entscheidet über 
die Einstellung der bei ihm an- 
hängigen Verfahren außerhalb 
der Hauptverhandlung durch 
unanfechtbaren Be- 
schluß. 


(2) Verfahren, in denen auf Ju- 
gendarrest zu erkennen wäre, 
sind einzustellen. 

(3) Ungeachtet der Einstellung 
kann in einem selbständigen Ver- 
fahren Über Einziehung, Abfüh- 
rung des Mehrerlöses, Verfalls- 
erklärung, Unbrauchbarmachung 
und die Befugnis zur Beseitigung 
eines gesetzwidrigen Zustandes 
entschieden werden. Die §§ 430 
bis 432 der Strafprozeßordnung 
sind anzuwenden. 

§ 3a 

(1) Ist wegen mehrerer selb- 
ständiger Handlungen auf eine 
Gesamtstrafe erkannt oder eine 
solche nachträglich zu bilden, so 
tritt Straferlaß ein, wenn die Ge- 
samtstrafe die im § 2 Absatz 1 
genannte Grenze nicht übersteigt. 
Eine höhere Gesamtstrafe ist be- 
dingt zu erlassen, wenn sie die in 
§ 2 Absatz 2 genannte Grenze 
nicht übersteigt. 

(2) Eine Gesamtstrafe, die nach 
Absatz 1 erlassen werden könnte, 
aber teilweise aus Einzelstrafen 
für eine nach dem 14. September 
1949 begangene Tat gebildet 
wurde, ist angemessen herabzu- 
setzen. Die Entscheidung (§ 458 
der Strafprozeßordnung) trifft das 
Gericht, das die Gesamtstrafe aus- 
gesprochen hat, durch unanfecht- 
baren Beschluß. 

(3) Ist eine Gesamtstrafe, die 
nach Absatz 1 bedingt erlassen 
werden könnte, teilweise aus Ein- 
zelstrafen für eine nach dem 14, 
September 1949 begangene Tat 
gebildet, dann bestimmt das Ge- 
richt, welcher Teil der Strafe zu 
vollstrecken ist. 

(4) Absatz 1 gilt sinngemäß für 
anhängige oder künftig anhängig 
werdende Verfahren. 

§ 4 

(1) Das Gericht entscheidet über 
die Einstellung der bei ihm an- 
hängigen Verfahren außerhalb der 
Hauptverhandlung durch Beschluß, 
gegen den sofortige Beschwerde 
stattfindet, sofern nicht die Staats- 
anwaltschaft der Einstellung zu- 
stimmt. 
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Entwurf 


(2) Zieht das Gericht in der 
Hauptverhandlung die Einstellung 
des Verfahrens gemäß § 3 in Er- 
wägung, so ist dem Angeklagten 
Gelegenheit zur (Stellungnahme 
zu geben. Er kann, wenn er seine 
Unschuld behauptet, die Durch- 
führung des Verfahrens beantra- 
gen. Ebenso kann ein Beschuldig- 
ter, dessen bei Gericht 
anhängiges Verfahren 
außerhalb der Hauptverhandlung 
eingestellt worden ist, bin- 
nen einer Woche nach Zustellung 
des Einstellungsbeschlusses die 
Durchführung des Verfahrens be- 
antragen. 

(3) Wird nach Durchführung des 
Verfahrens gemäß Absatz 2 nicht 
auf Freisprechung, sondern auf 
Einstellung des Verfahrens nach 
§ 3 erkannt, so hat der Ange- 
klagte die Kosten des Verfahrens 
und die notwendigen Auslagen 
der Beteiligten wie ein Verurteil- 
ter zu tragen. 


§ 5 

(1) War das Verfahren auf Pri- 
vatklage eingeleitet, so werden 
die Kosten des Verfahrens nieder- 
geschlagen. Privatkläger und Be- 
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(2) Ist ein Verfahren nach Ab- 
satz 1 eingestellt worden, so kann 
wegen der Tat nur auf Grund 
neuer Tatsachen und Beweis- 
mittel, die zur Verurteilung zu 
einer über der Straffreiheitsgrenze 
des § 2 Absatz 1 liegenden Strafe 
führen können, Anklage erhoben 
werden. 


Siehe § 4 a Absatz 1. 


Siche § 4 a Absatz 2. 


§ 4a 

(1) Zieht das Gericht in der 
Hauptverhandlung die Einstellung 
des Verfahrens gemäß § 3 in Er- 
wägung, so ist dem Angeklagten 
Gelegenheit zur Stell uiignaliiiiu 
zu geben. Er kann, wenn er seine 
Unschuld behauptet, die Durch- 
führung des Verfahrens beantra- 
gen. Ebenso kann ein Beschul- 
digter, wenn das Gericht außer- 
halb der Hauptverhandlung das 
Verfahren eingestellt hat, binnen 
einer Woche nach Zustellung des 
Einstellungsbeschlusses die Durch- 
führung des Verfahrens bean- 
tragen. 

(2) Wird nach Durchführung des 
Verfahrens gemäß Absatz 1 nicht 
auf Freispruch, sondern auf Ein- 
stellung des Verfahrens nach § 3 
erkannt, so hat der Angeklagte 
die Kosten des Verfahrens und 
die notwendigen Auslagen der Be- 
teiligten wie ein Verurteilter zu 
tragen. 

§ 5 

(1) War das Verfahren auf Pri- 
vatklage eingeleitet, so werden 
die Kosten des Verfahrens nieder- 
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Entwurf 

sdiuldigter tragen ihre eigenen 
Kosten. 

(2) Entsprechendes gilt im Falle 
der Nebenklage. 

§ 6 

(1) Ist ein Verfahren wegen üb- 
ler Nachrede, Verleumdung oder 
falscher Anschuldigung nadi die- 
sem Gesetz eingestellt, dann 
kann die Staatsanwaltschaft oder 
der Privatkläger in einem beson- 
deren Verfahren die Wahrheit, 
die Unwahrheit oder die Nicht- 
erweisbarkeit der behaupteten 
ehrenrührigen Tatsache feststel- 
len lassen. 

(2) Die §§ 430 bis 432 dei 
Strafprozeßordnung sind ent- 
sprechend anzuwenden. Der Be- 
schuldigte steht den im § 431 Ab- 
satz 2 der Strafprozeßordnung ge- 
nannten Personen gleich. 

(3) Die Entscheidung über die 
Kosten des Verfahrens bemißt 
sich nach den §§ 464 bis 474 der 
Strafprozeßordnung; dabei steht 
die Feststellung der Wahrheit der 
ehrenrührigen Tatsache der Frei- 
sprechung, die Feststellung ihrer 
Unwahrheit oder Nichterweisbar- 
keit der Verurteilung des Beschul- 
digten gleich. 
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geschlagen. Privatkläger und Be- 
schuldigter ihre eigenen Kosten. 

(2) Entsprechendes gilt im Falle 
der Nebenklage. 

§ 6 

(1) Ist ein Verfahren wegen üb- 
ler Nachrede, Verleumdung oder 
falscher Ansdiuldigung nach die- 
sem Gesetz eingestellt, so kann 
die Staatsanwaltschaft oder der 
Privatkläger in einem besonderen 
Verfahren die Wahrheit, die Un- 
wahrheit oder die Nichterweis- 
barkeit der behaupteten ehren- 
rührigen Tatsache feststellen 
lassen. 

(2) Die §§ 430 bis 432 der Straf- 
prozeßordnung sind entsprechend 
anzuwenden. Der Beschuldigte 
steht den im § 431 Absatz 2 der 
Strafprozeßordnung genannten 
Personen gleich. 

(3) Die Entscheidung über die 
Kosten des Verfahrens bemißt sich 
nach den §§ 464 bis 474 der Straf- 
prozeßordnung; dabei steht die 
Feststellung der Wahrheit der 
ehrenrührigen Tatsache dem Frei- 
spruch, die Feststellung ihrer Un- 
wahrheit oder Nichterweisbarkeit 
der Verurteilung des Beschuldig- 
ten gleich. 


§ 6 a a 

(1) Ohne Rücksicht auf die Art 
und Höhe der Strafe werden 
ferner erlassen Strafen für Hand- 
lungen auf politischer Grundlage, 
die nach dem 8. Mai 1945 began- 
gen und auf die besonderen poli- 
tischen Verhältnisse der letzten 
Jahre zurückzuführen sind. 

(2) In demselben Umfang wer- 
den anhängige und künftig an- 
hängig werdende Strafverfahren 
eingestellt. 

(3) Dies gilt nicht für Straftaten 
nach den §§ 211 bis 213 StGB und 
nicht für Verbrechen, die aus 
Grausamkeit, aus ehrloser Gesin- 
nung oder aus Gewinnsucht ver- 
übt worden sind. 

§ 6a 

(1) Für Straftaten, die zwischen 
dem 10. Mai 1945 und dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes zur 
Verschleierung des Personenstan- 
des aus politischen Gründen be- 
gangen wurden, wird, auch wenn 
sie nach dieser Zeit fortdauern, 
Straffreiheit ohne Rücksicht auf 
die Höhe der zu erwartenden 
Strafe gewährt, wenn der Täter 
bis spätestens 31. März 1950 bei 
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§ 7 

Straffreiheit wird nicht 
gewährt 

1. f ü r V e r g e h e n u n d V e r- 
brechen nach § § 331, 
3 3 2, 3 3 4 Absatz2 des 
Strafgesetzbuches; 

2. für Steuervergehen einschließ- 
lich der Vergehen nach Artikel 
IX des Anhangs zum Gesetz 
Nr. 64 der Militärregierungen; 
die Gewährung von Straffrei- 
heit für diese Straftaten nach 
anderen gesetzlichen Vorschrif- 
ten bleibt unberührt; 

3. für Vergehen und Verbrechen, 
zu deren Aburteilung die 
Spruchgerichte gemäß der Ver- 
ordnung Nr. 69 der Militär- 
regierung der britischen Be- 
satzungszone zuständig sind. 

§ 8 

(l)Von Verwaltungsbe- 
hörden rechtskräftig ver- 
hängte oder, sofern ein 
Rechtsbehelf eingelegt 
war, von Gerichten 
rechtskräftig bestä- 
tigte, noch nicht ge- 
zahlte Ordnungsstrafen bis zu 
10 000 Deutsche Mark werden er- 
lassen. § 2 Absatz 4 ist 
sinngemäß anzuwenden. 
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der Polizeibehörde seines Wohn- 
sitzes oder Aufenthaltsortes frei- 
willig seine unwahren Angaben 
widerruft und bisher entgegen ge- 
setzlicher Vorschrift unterlassene 
Angaben nachholt. 

(2) Dies gilt nicht für Straftaten 
nach den §§ 211 bis 213 StGB und 
nicht für Verbrechen, die aus 
Grausamkeit, aus ehrloser Gesin- 
nung oder aus Gewinnsucht ver- 
übt worden sind. 

§ 7 

(1) Rechtskräftig verhängte Ord- 
nungsstrafen und Bußgelder bis 
zu 10 000 Deutsche Mark werden 
erlassen, 

(2) Anhängige Verfahren sind 
einzustellen, wenn eine Ordnungs- 
strafe oder ein Bußgeld bis zu 
10 000 Deutsche Mark zu erwar- 
ten ist. § 3 Absatz 3 Satz 1 ist ent- 
sprechend anzuwenden. 

(3) Die Zuständigkeit für die 
nach Absatz 1, 2 zu treffenden 
Feststellungen und Entscheidungen 
und ihre Anfechtbarkeit bestimmt 
sich nach den für die Verhängung 
der Ordnungsstrafe oder des Buß- 
geldes geltenden Vorschriften. 


Siehe § 8. 


Siehe § 7 Absatz 1, 
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(2) Anhängige Ordnungs- 
straf verfahren sind einzu- 
stellen, wenn eine Ordnungsstrafe 
bis zu 10,000 Deutsche Mark zu 
erwarten ist. 

(3) Uber die Einstellung 
anhängiger Ordnungs- 
strafverfahren ent- 
scheidet die zuständige 
V erwaltungsbehörde 
oder, sofern ein Rechts- 
behelf eingelegt ist, das 
zur Entscheidung über 
den Rechtsbehelf zu- 
ständige Gericht. 


§ 9 

Gesetze der Länder, die eine 
weitergehende Straffreiheit ge- 
währen, bleiben unberührt. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt mit dem 
Tage nach seiner Verkündung in 
Kraft. 
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Siehe § 7 Absatz 2. 


Siehe § 7 Absatz 3. 


§ 8 

Straffreiheit wird nicht gewährt 
für Steuervergehen einschließlich 
der Vergehen nach Artikel IX des 
Anhangs zum Gesetz Nr. 64 der 
Militärregierungen; die Gewäh- 
rung von Straffreiheit für diese 
Straftaten nach anderen gesetz- 
lichen Vorschriften bleibt un- 
berührt. 

§ 9 

Gesetze der Länder, die eine 
weitergehende Straffreiheit ge- 
währt haben, bleiben unberührt. 

§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage 
nach seiner Verkündung in Kraft. 



